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Wie sehen die politischen Parteien die Zukunft Europas?

Frieden durch Verstandigung

Der Standpunkt der SPS. Von Walter Renschler

Um die Zukunft Europas ging
es kiirzlich an einem Podiums-
gesprich der Arbeiterbildungs-
gemeinschaft  Mohlin. Den
Standpunkt der SPS vertrat
Nationalrat Walter Renschler
aus Ziirich. Wir publizieren sei-
ne Ausserungen im Wortlaut.
Vor 9 Jahren, am 24. Januar
1977, erklirte der damali-
ge schweizerische Aussenmini-
ster, SP-Bundesrat Pierre Gra-
ber, in einem Vortrag mit dem
Titel «Europa - wohin?» u.a.
folgendes: «Wir wiinschen ein
an Menschenrechten orientier-
tes, rechtsstaatliches und sozia-
les Europa, in welchem die
Macht beim Biirger liegt . . .»
Auf dieser Grundlage ist aus so-
zialdemokratischer Sicht die eu-
ropdische Integration erstre-
benswert. Auch wenn es dazu
Ansitze in der Europiischen
Gemeinschaft (EG) und im Eu-
roparat gibt, werden wir aber
noch lange Zeit nur in einem
Ifa".d Biirger sein und in allen
ubrigen europiischen Staaten
A}Jslénder bleiben. Eines der
wichtigsten Ziele der europaii-
schen Integrationsbestrebungen
be§teht darin, die Eigenstandig-
keit Europas zu stiarken, damit
¢ zu einer ausgleichenden
Kraft zwischen den Grossméch-
ten werden kann. Diese Zielset-
zung st im SPS-Parteipro-
framm 1982 mit folgendem
Satz verankert:
«Langfristig streben wir ein Eu-
T0pa an, das gleiche Distanz zu
den Machtblécken bewahrt und
n d_er Welt eine eigenstindige,
Stabilisierende und friedenssi-
cherr}de Rolle spielt.»

S gilt, den sogenannten Frie-
den der gegenseitigen Ab-
schreckung in einen Frieden der

| gegenseitigen Verstindigung zu
wandeln; das heisst: es bedarf
in Europa einer sicherheitspoli-
tisch abgestiitzten Entspannung
durch Vertrage mit Stossrich-
tung Gewaltverzicht, interna-
tionale Zusammenarbeit, ge-
genseitige  Vertrauensbildung
und  Riistungsbeschrankung.
Die SPS lehnt jenes Verstdndnis
von Entspannungspolitik ab,
das einseitig auf das militari-
sche Gleichgewicht ausgerichtet
ist. Deshalb wandte sich die
SPS mit aller Entschiedenheit
sowohl gegen die sowjetischen
Mittelstreckenraketen SS-20 als
auch gegen den NATO-Nach-
riistungsbeschluss iiber die Sta-
tionierung von Pershing II und
Cruise Missiles in Europa.
Ebenso verurteilt die SPS die
amerikanische Strategie Defen-
se Initiative (SDI); sie fordert
das Wettriisten und behindert
die Entspannungspolitik mit
friedlichen Mitteln.

Die Zukunft Europas hdngt aus
unserer Sicht in erster Linie von
jenen Institutionen ab, die sich
mit der gesamteuropdischen
Zusammenarbeit, der Rechts-
angleichung und der Integra-
tion befassen. Gemeint sind da-
mit insbesondere die Konferenz
iiber Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (KSZE),
der Europarat und die EG. In
den beiden erstgenannten Insti-
tutionen wirkt die Schweiz als
Mitglied aktiv mit; mit der EG
verbindet uns das Freihandels-
abkommen, das vom Schwei-
zervolk 1972 in einer Volksab-
stimmung gutgeheissen wurde.
Am 1. August 1975 unterzeich-
neten 33 europiische Staaten,
die USA und Kanada in Helsin-
ki die Schlussakte der KSZE.

Sie stellt keinen volkerrechtli-
chen Vertrag dar, der Recht
setzt. Es handelt sich dabei le-
diglich um eine gemeinsame
Absichtserklarung. Dennoch ist
das  Schlussdokument kein
wertloses Papier; es ist ein
Massstab, an dem die Bereit-
schaft der beteiligten Staaten zu
einer europdischen Friedenspo-
litik gemessen werden kann,
und zwar insbesondere auf fol-
genden Gebieten: vertrauensbil-
dende Massnahmen, Sicher-
heitspolitik, Abristung, wirt-
schaftliche, technische, wissen-
schaftliche und umweltpoliti-
sche Zusammenarbeit, transna-
tionale Kontakte und Kommu-
nikation sowie Menschenrech-
te.
Obwohl nicht behauptet wer-
den kann, den Absichtserkla-
rungen in der Schlussakte von
Helsinki werde in befriedigen-
der Weise nachgelebt, so hat
sich der KSZE-Prozess bisher
doch als ein krisenstabilisieren-
der Faktor in den gesamteuro-
péischen Beziehungen erwiesen.
Bisher fanden zwei Folgekonfe-
renzen statt, jene von 1977/78
in Belgrad und jene von Ma-
drid, die Ende 1980 begann und
erst im Herbst 1983 abgeschlos-
sen wurde. Ferner wurde eine
Vielzahl von Vorbereitungs-
und Expertentreffen iiber spezi-
fische Probleme durchgefiihrt.
Die 3. KSZE-Folgekonferenz
ist auf Anfang November 1986
in Wien vorgesehen. Ihr sollten
insbesondere konkrete Resulta-
te der in Madrid beschlossenen
und in Stockholm seit Januar
1984 mit Unterbriichen tagen-
den «Konferenz iiber vertrau-
ens- und sicherheitsbildenden
Massnahmen und Abriistung in
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Europa» (KVAE) unterbreitet
werden. Der Stand der Ver-
handlungen in Stockholm gibt
zu keinen iibertriebenen Erwar-
tungen Anlass. Vermutlich wer-
den sich die Resultate auf ver-
trauensbildende Massnahmen
ohne spektakuldre Abristungs-
vorschldge beschranken. Der
N + N-Gruppe, zu der ausser
der Schweiz Osterreich, Schwe-
den, Finnland, Liechtenstein,
San Marino, Malta, Zypern
und Jugoslawien zdhlen, wird
erneut - wie schon an den
KSZE-Treffen - die Aufgabe
zufallen, konsensfihige Kom-
promissvorschldge auszuarbei-
ten. Als vorerst wichtigsten Ei-
nigungspunkt zeichnet sich ein
Gewaltsverzichtsabkommen
ab.

Aus der Sicht der SPS muss die
KSZE (inklusive KVAE) von
Absichtserkldrungen zu volker-
rechtlichen Vertrdgen tberge-
hen. Gegenstand solcher Ver-
trige konnten Dbeispielsweise
sein:

- die Schaffung einer atomwaf-
fenfreien Zone,

- das Verbot chemischer Waf-
fen,

- die Offenlegung der Militdr-
ausgaben und deren prozentua-
le Senkung,

- die Bildung eines europdi-
schen Sicherheitsrates

- und die Schaffung eines Sy-
stems zur friedlichen Regelung
von Streitigkeiten, wie es von
der Schweiz vorgeschlagen wor-
den ist.

Der Weg zum Frieden in Euro-
pa ohne militdrische Bedrohung
ist steinig. Erste Voraussetzung
dazu ist die Bildung von Ver-
trauen. Ohne Vertrauen gibt es
keine Sicherheit und ohne Si-
cherheit keine Abriistung.
Héangt das Schicksal Europas in
erster Linie von der gesamteu-
ropdischen Entwicklung ab, so
dirfen die westeuropéischen
Integrationsbestrebungen in ih-
rer Wichtigkeit doch nicht un-
terschitzt werden. Sie sind ei-
nerseits in Westeuropa ein stabi-
14

lisierender Faktor, und sie bil-
den andererseits ein Gegenge-
wicht zu den beiden Super-
machten, die USA und die So-
wjetunion.

Dem 1945 gegriindeten Europa-
rat, dem heute 21 Staaten ange-
horen, darunter seit 1963 auch
die Schweiz, liegt eine Konzep-
tion der europdischen Zusam-
menarbeit zugrunde, die unse-
rer staatspolitischen Auffas-
sung weitgehend Rechnung
tragt. Der Europarat fordert
die Zusammenarbeit unter den
Mitgliedern mittels Konventio-
nen, die gemeinsam ausgearbei-
tet werden, denen aber jeder
Staat nach freiem Ermessen
beitreten kann. Der Europarat
hat bisher rund 120 Konventio-
nen verabschiedet. Davon hat
die Schweiz 50 ratifiziert. Die
beiden wichtigsten Uberein-
kommen des Europarates sind
die europidische Menschen-
rechtskonvention und die euro-
paische Sozialcharta. Der Men-
schenrechskonvention trat die
Schweiz bei, die Sozialcharta
hat sie unterzeichnet. Der Stin-
derat lehnte die Ratifikation
ab, im Nationalrat steht der
Entscheid noch aus.

Die SPS befiirwortet die Ratifi-
kation der Sozialcharta: sie
stellt das sozialstaatliche Ge-
genstiick zur Menschenrechts-
konvention dar. Ferner fordert
die SPS auch die Ratifikation
der Zusatzprotokolle 1, 4 und 6
zur Menschenrechtskonven-
tion.

Aus sozialdemokratischer Sicht
ist der Europarat eine wertvolle
Institution, um die Harmonisie-
rung des Rechts in Europa vor-
anzutreiben. Die grenziiber-
schreitende Umweltverschmut-
zung und -zerstérung sind ein
typisches Beispiel dafiir, dass es
europdische Rechtsnormen
braucht. Die integrierende Wir-
kung des Europarates konnte
noch besser werden, indem der
Entscheidungswille des Mini-
sterkomitees  verstdrkt wird
und indem der Parlamentari-

schen Versammlung gréssere
Kompetenzen, vor allem mehr
Einfluss auf das Ministerkomi-
tee, eingerdumt werden. Der
Europarat kann in zweifacher
Hinsicht zu einem européischen
Bindeglied werden: einmal ge-
geniber den osteuropdischen
Staaten und zum andern gegen-
tiber der EG, deren Mitglieder
alle auch dem Europarat ange-
horen.

Mit der Erweiterung der EG
von 10 auf 12 Mitgliedldnder
seit 1. Januar 1986 wurde die
Européische Gemeinschaft zu
einem Markt von 320 Millionen
Menschen. Wirtschaftlich ist
die EG fiir die Schweiz von erst-
rangiger Bedeutung, gehen
doch rund 50 Prozent unserer
Exporte in den EG-Raum und
stammen zwei Drittel unserer
Importe aus EG-Léndern.
Dank dem Freihandelsabkom-
men von 1972, das zwar vor al-
lem den Zollabbau auf Indu-
strieprodukten zum  Gegen-
stand hat, aber auch eine soge-
nannte «Entwicklungsklausel»
enthilt, konnte ein im gegensei-
tigen Interesse liegendes Nah-
verhiltnis zwischen der EG und
der Schweiz entwickelt werden.
Dieses Nahverhiltnis ist auf
wirtschaftlichem Gebiet weiter
ausbaufahig, beispielsweise
durch die Verbesserung der Ur-
sprungsregeln, ein Verbot men-
genmissiger Ausfuhrbeschran-
kungen und die Einfiihrung ¢-
ner Schiedsgerichtsbarkeit In
Freihandelsfragen. _
Die EG bildet aber nicht nur in
Westeuropa den dominieren-
den Markt. Die Europdische
Gemeinschaft ist der grosstt
Handelspartner der Welt. Ihr
Aussenhandel ist grosser als
derjenige der USA und der 5¢
wjetunion zusammen. Die E
beeinflusst auch massgeblich
die wirtschaftlichen Beziehun-
gen zwischen den Industré
und den Entwicklungsldndern-
Illustratives Beispiel ist das Al
kommen von Lomé mit 65 L4
dern in Afrika, der Karibik und



im Pazifik. Es ist durchaus
denkbar, dass auch in absehba-
rer Zeit ein Handelsabkommen
zwischen der EG und dem Co-
mecon zur Diskussion stehen
konnte. Deshalb ist und bleibt
die EG trotz Riickschldgen und
Schwierigkeiten ein die Zukunft
Europas massgeblich beeinflus-
sender Faktor. Seine Bedeu-
tung wird noch wachsen, wenn
die politische Union eines Tages
doch noch konkrete Formen
annehmen wird.

Da fiir die Schweiz ein Beitritt
zur EG aus neutralitdtsrechtli-

chen Griinden nicht in Frage
kommt, werden wir uns nur auf
einer institutionell beschrank-
ten Ebene an diesem Integra-
tionsprozess beteiligen konnen.
Deshalb haben wir - zusammen
mit den andern neutralen Staa-
ten in Europa - alles Interesse
daran, an der integrierenden
Zusammenarbeit im Rahmen
des Europarates und der KSZE
aktiv mitzuwirken. Unsere Auf-
gabe kann es sein, dazu beizu-
tragen, dass die verschiedenen
Integratrionsbestrebungen sich
nicht gegen, sondern fiir ein ge-
meinsames Europa auswirken.

Zum neuesten Buch von Jean Ziegler

Solidarisches

Von Margrit Klingler-Clavaijo

Mitfiihlen

«Gegen die Ordnung der Welt -
Befrejungsbewegungen in Afri-
ka und Lateinamerika» lautet
der Titel einer engagiert und gut
lesbar geschriebenen Untersu-
chung iiber die Befreiungsbewe-
gungen Mittelamerikas und eini-
ger portugiesischsprachiger
Linder Schwarzafrikas von
Jean Ziegler. Explizit ausge-
Sprochenes Anliegen des Autors
ISt es, solidarisches Mitfiihlen
und Mitdenken mit den Vélkern
der Dritten Welt zu wecken und
H'andlungsstrategien zu ent-
Wickeln gegen die himmelschrei-
ef}_de.Ungerechtigkeit der gegen-
Wartigen Weltordnung, die sich
fOlgﬁ.ndermassen charakterisie-
ren lisst: Wachsende, einseitige
Mono.po]isierung und Multina-
[flona}lsierung des Kapitals, Uni-
Ormierung und Standardisie-
fung der Bediirfnisse der kauf-
kriftigen Bevolkerung, wach-
sende Kluft zwischen Besitzen-
en und Besitzlosen, zwischen
Industrienationen und Dritt-

weltlindern, verursacht durch
internationale  Arbeitsteilung,
fallende Rohstoffpreise und die
direkt damit zusammenhangen-
de Auslandsverschuldung der
Drittweltlander.

Kurz, diese Weltordnung stabi-
lisiert und vergrossert langjahrig
bestehende soziale Ungerechtig-
keiten: «1981 verbrauchten 18
Prozent der Weltbevilkerung
mehr als 62% aller auf der Erde
erzeugten Reichtiimer» (S. 64).
Eine privilegierte Minderheit
der Weltbevolkerung lebt in sat-
tem Uberfluss, wiahrend mehr
als eine Milliarde Menschen tag-
lich ums nackte Uberleben
kampfen muss, wo Arbeitslosig-
keit, Hunger, Krankheit und
Krieg den Alltag pragen. Durch
die finanzielle Unterstiitzung
von Militdardiktaturen, die kei-
neswegs davor zuriick-
schrecken, unliebsame Gegner
des Regimes durch Mord und
Folter zur Strecke zu bringen,
leisten die Industrienationen ei-

nen unrithmlichen Beitrag zur
Aufrechterhaltung dieser Welt-
ordnung.
Dennoch formierten sich zu Be-
ginn der 60er Jahre in vielen
Liandern der Dritten Welt Be-
freiungsbewegungen mit dem
erklarten Ziel, den Zyklus von
struktureller Gewalt und Terror
zu durchbrechen und der Aus-
beutung und Demiitigung ihrer
Volker ein Ende zu setzen.
Weder auf wissenschaftlicher
Ebene noch in den westlichen
Medien schenkte man diesen Be-
freiungsbewegungen besondere
Aufmerksamkeit. Speziell in
den Medien stosst man immer
wieder auf diffamierende und
verzerrte Darstellungen der Zie-
le und Absichten dieser Bewe-
gungen, da sie derzeit weltweit
«die einzigen Volksorganisatio-
nen sind, die definitiv mit den
Strukturen, mit dem Denken,
mit der Sprache des kapitalisti-
schen Weltmarktes brechen» (S.
14) und insofern eine Bedro-
hung der Weltordnung darstel-
len, die es aus der Sicht der
Machthaber bereits im Keim zu
ersticken gilt. Der Autor richtet
daher einen eindringlichen Ap-
pell an den europdischen Leser
und bittet um mehr Verstandnis
statt klischeehafter Vorurteile:
«Fiir uns Européer, die wir mit
soviel Arroganz und leicht liber-
zeugt das Verhalten dieser Mén-
ner und Frauen richten, die wie
durch ein Wunder dem Volker-
mord und den Massakern ent-
kommen sind, driangt sich eine
Schlussfolgerung auf: Wir miis-
sen unnachgiebig gegeniiber
Prinzipien sein, aber nachsichtig
den Menschen gegeniiber. Diese
Haltung wirde zur Verbesse-
rung der Meinung beitragen, die
wir von den neuen Staaten der
Dritten Welt haben.» (S. 21)
Eine solidarische Zusammenar-
beit mit den Befreiungsbewe-
gungen der Dritten Welt ist aus
zwei Griinden angebracht, ei-
nerseits, weil von dort entschei-
dende Erneuerungsimpulse fir
eine neue Weltordnung ausge-
15



	Wie sehen die politischen Parteien die Zukunft Europas? : Frieden durch Verständigung

